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Begründung 
 
1 Lage des Plangebietes 

 
Der Bebauungsplan Nr. 17 wurde im Jahr 1974 von der Gemeinde Rhynern zur 
Rechtskraft gebracht und setzte ein Dorfgebiet mit überwiegender Wohnbebauung 

fest. Im Zuge der kommunalen Gebietsreform 1975 wurde der Ortsteil Hilbeck an 
die Stadt Werl angebunden und der Bebauungsplan übernommen.  

 
Abb. 1: Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 17 

 
 
Der Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ befindet sich im östlichen 

Bereich des Werler Ortsteiles Hilbeck und schließt im Osten an die Kreisstraße K 
38 „Allener Straße“ und im Süden an den vorhandenen Bebauungsplan Nr. 96 
Werl-Hilbeck „Allener Straße" an. Die nördliche und westliche Begrenzung wird 

durch die vorhandene Wohnbebauung an der Straße „Im Oberdorf“ gebildet. 
 

In dem seit dem 19.02.1974 rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck 
„Im Oberdorf“ wurde am östlichen Rand des Bebauungsplanes an der Allener 

Straße zwischen Dilleweg und Sachsenweg eine öffentliche Grünfläche mit Zweck-
bestimmung Spielplatz festgesetzt. Die Erschließung des Spielplatzes erfolgte über 
einen Fußweg zwischen dem Dilleweg und dem Sachsenweg. (siehe Abb. 2) 

 
Die Festsetzung „Spielplatz“ betrifft das Flurstück 549, Flur 5, Gemarkung Hilbeck, 

mit einer Größe von 1.089 m². Der Spielplatz wurde nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes angelegt und genutzt. Aufgrund des fehlenden Bedarfes wurde der 
Spielplatz am Dilleweg 2010 abgebaut und ist in der Zwischenzeit verwildert. 
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Abb. 2: Zustand des Spielplatzes (links im Bild) nach Abbau der Geräte 
 

  
 

Abb. 3: Zustand des Spielplatzes (Verwilderung, Pioniergewächse) nach Abbau 
der Geräte 
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Ein Teilbereich (152 m²) des Flurstückes 258, Flur 5, Gemarkung Hilbeck ist in den 
Änderungsbereich mit einbezogen. Hier ist die Festsetzung Fussweg dargestellt. 

Die Gesamtgröße des Änderungsbereiches beträgt 1.241 m². 
 

Abb. 4: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck 
„Im Oberdorf“  

 
 

 
2 Entwicklung aus übergeordneten Plänen 
 

2.1 Regionalplan 
Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Soest und Hoch-

sauerlandkreis ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes als allgemeiner Frei-
raum und Agrarbereich dargestellt. 

 
2.2 Flächennutzungsplan 
Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Werl ist der überplante Bereich als 

Dorfgebiet dargestellt. 
 

 
3 Planungsziele / Planungsinhalte 
 

Der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ setzt eine 
öffentliche Grünfläche mit Zweckbestimmung Spielplatz in diesem Bereich fest.  

Die mit Ratsbeschluss vom 28. Juni 2012 verabschiedete Spielflächenbedarfspla-
nung für die Stadt Werl stufte die Fläche als nicht mehr notwendig ein, sie blieb 
jedoch als Optionsfläche erhalten. 
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Da sich in Hilbeck bereits zwei große Spielflächen der Kategorie B befinden und 

diese in den letzten Jahren eine Aufwertung der vorhandenen Spielmöglichkeiten 
erfahren haben, wurde, aufgrund der Bevölkerungsstruktur im Einzugsbereich 

des Spielplatzes Dilleweg der Bedarf an der Optionsfläche als nicht mehr gegeben 
angesehen und der kleine Spielplatz am Dilleweg abgebaut. Der Ausschuss für 
Jugend, Familie, Soziales und Kultur hat daher in seiner Sitzung am 12. Novem-

ber 2018 beschlossen die Fläche nicht mehr als Optionsfläche im Spielflächenbe-
darfsplan zu führen. 

 
Aufgrund der Änderungen der Baunutzungsverordnung (BauNVO) durch das Bau-
landmobilisierungsgesetz vom 14. Juni 2021 ist die Ausweisung eines dörflichen 

Wohngebietes gem. § 5a BauNVO möglich geworden. Durch diese Festsetzung 
wird der vorhandene Charakter des Bebauungsplanes erhalten, jedoch den vor-

handenen Gegebenheiten (hauptsächlich Wohnbebauung) angepasst. 
 
Änderungsziel ist die Aufgabe der Festsetzung „Öffentliche Grünfläche mit Zweck-

bestimmung Spielplatz“ und die Festsetzung eines Dörfliches Wohngebietes mit 
der Ausweisung überbaubarer Grundstücksfläche. Entsprechend den angrenzen-

den Flächen im Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ soll die Grund-
stücksfläche einer Wohnbebauung zugeführt werden. 
 

Auch vor dem Hintergrund der Planfeststellung zum Autobahnweiterbau der A445 
ist eine Ausweisung der Festsetzung Dörfliches Wohngebiet (MDW) sinnvoll, um 

den vorhandenen Gebietscharakter zu erhalten. Die geplante Trasse der Auto-
bahn führt ca. 200 Meter entfernt an dem Änderungsbereich vorbei. Aufgrund 
der geplanten 4 Meter hohen Lärmschutzwand an der Autobahn sind weitere im-

missionsschutzrechtliche Maßnahmen nicht erforderlich, da im dörflichen Wohn-
gebiet die Immissionswerte eines Mischgebietes angesetzt werden können. 

 
Abb. 5: Lage Änderungsbereich Bebauungsplan (roter Kreis) und geplante Trasse 
A445“ 
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Für die Erschließung des Grundstückes wird ein Teilbereich des vorhandenen Fuß-
weges in eine Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung Mischfläche umgewandelt. 

Der vorhandene Gehweg hat eine Breite von 3 Metern und ist als Zufahrt zum 
Grundstück ausreichend.  

Am Ende der Mischfläche wird eine Barriere die Durchfahrt zum „Sachsenweg“ 
verhindern. 
 

Entlang der Allener Straße K 18 wird eine 20 Meter breite private Grünfläche, ana-
log zum Bestandsplan als Abgrenzung zur Kreistraße festgesetzt.  

Nach Überprüfung des vorhandenen Baumbestandes soll einzig der an der südöst-
lichen Grundstücksgrenze vorhandene Baumbestand (eine Esche) erhalten bleiben 
und gem. § 9 (1) Nr. 25b BauGB festgesetzt werden.  

Der entlang der Grundstücksgrenze erkennbare Baumbestand befindet sich auf 
dem Grundstück des Kreises Soest, hier sind keine Festsetzungen notwendig. 

 
Abb. 6: Luftbild aus 2014 (Konturen der Bäume gut ersichtlich) 

 
 
Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO wie z.B. ein Gartenhaus sind in der Bebauungs-

planänderung zulässig, um eine zeitgemäße, den allgemeinen Ansprüchen genü-
gende Flächennutzung zu gewährleisten. Ebenso sind im Änderungsbereich Stell-
plätze und Garagen gem. § 12 BauNVO zulässig. 

 
 

4 Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
Da es sich bei der vorliegenden Änderung prinzipiell um die Ausweisung von Wohn-

baufläche handelt, werden die vorhandenen Festsetzungen aus dem Bebauungs-
plan Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ überwiegend übernommen, um den beste-

henden Gebietscharakter zu erhalten. 
 
Es ist ein Dörfliches Wohngebiet mit offener eingeschossiger Bauweise vorgese-

hen. Aufgrund der Erschließungssituation wird ein Einzelhaus festgesetzt. Die Ge-
bäudehöhe wird auf 8,00 m begrenzt.  
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Die festgesetzte Gebäudehöhe bezieht sich auf die Oberkante des fertigen Erdge-
schossfußbodens. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens wird auf min. 84,0 

m bis max. 85,0 m ü. NHN über der in der Mitte des Grundstücks gemessenen 
Gradiente des zugehörigen Erschließungsweges festgesetzt. 

Die Gebäudehöhe wird auf eine absolute Höhe von 93,0 m über Normal Höhen Null 
festgelegt. 
Als Anhaltspunkt für die Höhenbegrenzung kann der vorhandene Kanaldeckel im 

Erschließungsweg (im Plan gekennzeichnet mit „D 83.60“), mit einer Höhe über 
NHN von 83,60 m verwendet werden.  

 
Abb. 7: Auszug aus Lageplan Grenzanzeige Dilleweg, Dipl.-Ing. Gramann, Arns-
berg

 
Diese Festsetzung entspricht in etwa einer maximalen Gebäudehöhe von 8,00m. 

Dadurch wird eine Gliederung erreicht, die sich an der vorhandenen Geländehöhe 
orientiert. 

 
Als Maß der baulichen Nutzung wird die Höhe baulicher Anlagen gemäß § 18 
BauNVO festgesetzt. Dazu wird eine maximale Gebäudehöhe von 93,00 m ü. NHN 

festgesetzt. 
 

Für die als Dörfliches Wohngebiet (MDW) ausgewiesenen Bereiche des Bebauungs-
plans gilt als Maß der baulichen Nutzung die Grundflächenzahl 0,4. Die Geschoss-
flächenzahl wird auf 0,5 festgesetzt. Gestalterischen Festsetzungen für die Dach-

form werden nicht vorgenommen.  
 

Es sind alle Dachformen mit einer Neigung von 0 bis 45° zulässig. 
 

Die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen 
1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehöri-

gen Wohnungen und Wohngebäude, 

2. Gartenbaubetriebe, 
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3. Tankstellen. 
sind gem. § 1 Absatz 5 BauNVO nicht zulässig, da diese Nutzungen nicht zum 

vorherrschenden Gebietscharakter passen. 
 

Abb. 8: Änderungsbereich Bebauungsplan Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ 

   
 
 

5 Rechtliche Grundlage 
 
Verfahren nach § 13 a BauGB (beschleunigtes Verfahren): 

 
Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ wird als 

Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt. Gem. § 13 a (2) BauGB gelten im beschleunigten Verfahren die 
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB entsprechend.  

 
Gemäß § 13 (3) Satz 1 BauGB wird von einer Umweltprüfung, dem Umweltbericht 

und der Angabe, welche Arten umweltbezogener Informationen im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung gem. § 3 (2) BauGB verfügbar sind sowie einer zusammen-
fassenden Erklärung abgesehen; § 4 c BauGB „Überwachung“ ist nicht anzuwen-

den.  
 

Zudem gelten die zu erwartenden Eingriffe als im Sinne des § 1a (3) Satz 6 vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, so dass das Erfordernis eines 
Ausgleichs für Eingriffe in Natur und Landschaft entfällt. 

 
Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt worden. Die Kri-

terien einer Verfahrensführung nach § 13 a BauGB sind gegeben.  
 
Mit Inkrafttreten der 2. Bebauungsplanänderung treten die Festsetzungen des 

Bebauungsplanes Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Oberdorf“ für den Geltungsbereich der 
Änderung außer Kraft. 
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6 Erschließung 
 

6.1 Verkehr 
Die äußere Erschließung wird durch die Straße „Im Oberdorf“ sichergestellt. Die 

innere Erschließung des Gebietes erfolgt über den „Dilleweg“. Die Breite der ge-
planten Mischverkehrsfläche (bisheriger Fußweg und unbefestigter Bereich im Win-
kel der geplanten Mischverkehrsfläche) beträgt 3,0 Meter. In der Örtlichkeit befin-

den sich in dem unbefestigten Bereich (Rasenfläche) ein Schmutzwasserschacht 
und eine Laterne, die in der öffentlichen Fläche verbleiben sollen. Die derzeitige 

bauliche Grenze (Kantenstein) und die Katastergrenze stimmen nicht überein. Die 
Ausgestaltung der Mischverkehrsfläche in dem unbefestigten Bereich wird im wei-
teren Verlauf geregelt. 

In Grenznähe befindliche Einbauten von Versorgungsträgern (Straßenlaternen, 
Verteilerkästen etc.) sind darüber hinaus zu dulden. 

 
6.2 Entwässerung 
Das Gebiet wird im Trennsystem entwässert. Das Schmutzwasser und auch das 

Niederschlagswasser werden in Freigefälle nach Westen abgeleitet. Das Schmutz-
wasser wird der Kläranlage des Lippeverbandes zugeleitet. 

Das Niederschlagswasser wird über die Straßen „Im Oberdorf“ und „Rosengasse“ 
in den Strangbach eingeleitet. Die Einrichtung einer Rückhaltung zur Drosselung 
des Regenwasserabflusses ist zu berücksichtigen. 

Aufgrund von möglichen Starkregenereignissen ist die Oberkante des Erdge-
schossfußbodens 0,25 m über dem Bezugspunkt anzulegen. 

 
 
7 Natur- und Landschaft 

 
Im seit 24.08.2012 rechtskräftigen Landschaftsplan VI „Werl“ ist für den Gel-

tungsbereich der Bebauungsplanänderung Siedlungsfläche dargestellt und daher 
sind keine landschaftsplanerischen Festsetzungen vorhanden. 
 

7.1 Artenschutz 
 

Eine artenschutzrechtliche Prüfung wurde durchgeführt, um darzulegen, dass die 
Planung zu keinen erheblichen und nachhaltigen Auswirkungen im Sinne des § 

44 Abs. 1 BNatSchG auf die planungsrelevanten Tierarten führt. (Artenschutzrechtli-

cher Fachbeitrag zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 „Im Oberdorf“ in Werl-Hilbeck, Ber-
tram Mestermann, Büro für Landschaftsplanung, Warstein-Hirschberg Juni 2022) 

 

Im Ergebnis kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 
1 BNatSchG der häufigen und verbreiteten Vogelarten unter Berücksichtigung der 
nachstehenden Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden: 

 
• Rodungs- und Räumungsmaßnahmen von Vegetationsflächen sind nur zwi-

schen dem 1. Oktober und dem 28./29. Februar durchzuführen. Im Falle nicht 
vermeidbarer Flächenbeanspruchungen außerhalb dieses Zeitraums muss durch 
eine umweltfachliche Baubegleitung sichergestellt werden, dass eine Entfernung 

von Vegetationsbeständen, insbesondere von Gehölzbeständen, nur durchgeführt 
wird, wenn die betroffenen Gehölze und Freiflächen frei von einer Quartiernut-

zung sind. 



BEGRÜNDUNG 
zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 17 Werl-Hilbeck “Im Oberdorf“ gem. § 13a BauGB 

 

11 

• Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Mate-
riallagerung etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig über-

baute Bereiche zu beschränken. Damit wird sichergestellt, dass zu erhaltende 
Gehölz- und Vegetationsbestände der näheren Umgebung vor Beeinträchtigung 

geschützt sind und auch weiterhin eine Funktion als Lebensraum übernehmen 
können. 
Besonders geschützte Pflanzenarten kommen im Untersuchungsgebiet nicht vor. 

Dementsprechend ergibt sich keine Relevanz des § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG, 
wonach es verboten ist, wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten 

oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Stand-
orte zu beschädigen oder zu zerstören. 
 

Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 „Im Oberdorf“ der Wallfahrtsstadt 
Werl hat unter Einhaltung der genannten, allgemeinen Vermeidungsmaßnahmen 

keine artenschutzrechtlichen Auswirkungen auf die genannten planungsrelevan-
ten Arten. 
 

7.2 Umweltbericht 
Auf Grund der Gesetzesregelung nach § 13 a BauGB besteht für diese Änderung 

nicht das Erfordernis einer Umweltprüfung bzw. die Erstellung eines Umweltbe-
richtes. Ausgleichsmaßnahmen werden nicht erforderlich. Die Änderungsfläche 
liegt nicht im Einwirkungsbereich von Immissionen. 

 
7.3 Klimaschutz 

Da es sich bei dem im Bereich des Bebauungsplanes Nr. 17 Werl-Hilbeck „Im Ober-
dorf“ befindlichen Plangebiet um eine Ausweitung von bestehenden Flächen han-
delt, sind keine weiteren Festsetzungen zum Klimaschutz wie z.B. Stellung der 

Gebäude zur Sonne, Vermeidung gegenseitiger Verschattungen oder Dachformen 
zur optimalen Sonnenausbeute vorgesehen.  

 
7.4 Bewertung und Ausgleich des Eingriffs 
 

Aufgrund des Einsatzes des beschleunigten Verfahrens nach § 13 a BauGB findet 
die Eingriffsregelung nach BNatSchG keine Anwendung.  

 
 

8 Sonstige Belange 
 
8.1 Altlasten, Abfallwirtschaft / Bodenschutz 

In der Aufstellung „Erfassung von Altlasten im Kreis Soest“ ist der Planbereich 
nicht aufgeführt; für einen Altlastenverdacht bestehen zurzeit keine Hinweise. 

 
 
9 Hinweise 

 
9.1 Entwässerung 

Die Stadt Werl hat die Versickerungsfähigkeit im Stadtgebiet in einem Gutachten 
ermitteln lassen.  
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Der überwiegende Teil des Stadtgebietes ist aus verschiedenen Gründen für eine 
Versickerung nicht geeignet. Die Ergebniskarte mit der Abgrenzung von Berei-

chen mit unterschiedlicher Tauglichkeit für die Versickerung von Niederschlags-
wasser kann im Planungsamt oder im Kommunalbetrieb eingesehen werden. 

 
9.2 Kampfmittel 
 

Vor Beginn der Baumaßnahme ist eine Überprüfung auf Kampfmittel durchzufüh-
ren. 

 
Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnlich ver-
färbt oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort 

einzustellen und es ist unverzüglich der Kampfmittelräumdienst Westfalen-Lippe 
durch die örtliche Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen. 

 
9.3 Artenschutz 
Als vorsorgliche Maßnahme sollten Gehölzentnahmen nur in der Zeit vom 01. Ok-

tober bis zum 28. / 29. Februar (außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeiten) erfol-
gen. Des Weiteren sind die Vorgaben des § 39 BNatSchG, Abs. 5, Satz 2 zu be-

achten. 
 
Die Aktivitäten der Baumaßnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materi-

allagerung etc.) sind auf vorhandene befestigte Flächen oder zukünftig überbaute 
Bereiche zu beschränken. 

 
Bei der Bauausführung ist etwaigen Hinweisen auf vorkommende geschützte 
Tier- und Pflanzenarten nachzugehen und in diesem Fall unverzüglich die Untere 

Landschaftsbehörde des Kreises Soest als die für den Artenschutz zuständige Be-
hörde zu informieren. 

 
Durch Nebenbestimmung zur Baugenehmigung ist sicherzustellen, dass der vor-
handene Baum- und Gehölzbestand, auch im östlich angrenzenden Bereich an 

der Kreisstraße, unter Beachtung und Einhaltung der DIN 18920 (Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) gesi-

chert und erhalten wird. 
 

9.4 Altlasten, Abfallwirtschaft / Bodenschutz 
Im Zuge der Planumsetzung/Bauausführung ist nachfolgendes zu beachten: 
sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigung festgestellt 

werden, ist die Abteilung Abfallwirtschaft/Bodenschutz des Kreises Soest umge-
hend zu benachrichtigen. Die vorgefundenen Abfälle bzw. verunreinigter Boden 

sind bis zur Klärung des weiteren Vorgehens gesichert zu lagern. 
Bei Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind vorrangig einer Verwertung zuzufüh-
ren. Mutterboden ist abzuschieben und einer Verwertung zuzuführen. 

 
9.5 Denkmalschutz 

 
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtli-
che Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderun-

gen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spal-
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ten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus Erdge-
schichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist 

der Stadt/Gemeinde als Untere Denkmalbehörde und/oder der LWL-Archäologie 
für Westfalen, Außenstelle Olpe (Tel.: 02761 - 93750; Fax: 02761 - 937520), 

unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte Bodendenkmal und die Entdeckungs-
stätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu be-
lassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Entdeckungsstätte vorher frei-

gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere Denkmalbehörde 
kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung 

des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zumutbar ist (§ 
16 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz NW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Ei-
gentümer sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem 

Bodendenkmäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendi-
gen Maßnahmen zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klä-

rung der Fundumstände und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhan-
dener Bodendenkmäler zu dulden sind (§ 16 Abs. 4 Denkmalschutzgesetz NW). 
 

Werl, im März 2023 
 

i. A. 
 

 
 
(Ludger Pöpsel) 

Fachbereich III - Abt. Stadtplanung, Straßen und Umwelt 
 


